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Datenschutz, Anzeige- und Auskunftspflicht des Beistandes gegenüber der Vormundschaftsbehörde

Sachverhalt

Bei uns gibt es immer mal wieder Diskussionen, inwieweit der VB auch heikle Informationen oder im Sinne des Gesetzes besonders schützenswerte Daten weiter geleitet werden dürfen oder müssen. 

Soll/darf/muss beispielsweise eine ärztliche Diagnose eines Elternteil, die entscheidenden Einfluss auf die Ausübung des Besuchsrecht hat, im Bericht genannt werden? Soll sie aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes umschrieben oder darf sie deswegen gar explizit nicht genannt werden?

Gibt es grundsätzlich einen Datenschutz seitens Beistand/Vormund der Vormundschaftsbehörde gegenüber? Gibt es dazu allgemeine Grundsätze, Richtlinien?

Erwägungen

1. Welche Informationen weitergeleitet und welche verschwiegen werden dürfen oder müssen, hängt von mehreren Umständen ab. So stehen private Beratungsstellen in einer anderen Rechtsbeziehung gegenüber der Klientschaft als öffentliche, und es treffen sie z.T. auch andere Rechtspflichten. Andererseits ist auch zu unterscheiden, in welcher Rolle und Funktion und zu welchem Zweck Daten gesammelt werden. Wir beschränken unsere Antwort auf die Situation eines öffentlichen Sozialberatungsdienstes, welcher einerseits freiwillige Beratung anbietet, andererseits vormundschaftliche Mandate führt.


a. Besteht der Auftrag in der Abklärung einer familiären Situation mit dem Ziel, der Vormundschaftsbehörde Entscheidungsgrundlagen für Kindesschutzmassnahmen zu liefern, gibt es keine Geheimhaltung der Sozialarbeitenden gegenüber der Vormundschaftsbehörde.

b. Besteht der Auftrag in der freiwilligen Beratung, müssen die Beratenen wis​sen, dass Sie als öffentlich Bedienstete grundsätzlich eine Anzeigepflicht haben, wenn Ihnen Tatsachen bekannt werden, die das Einschreiten der Vormundschaftsbehörde zum Schutz eines Kindes erfordern (§ 60 EG ZGB des Kt. ZH). Das bedeutet, dass darauf zu achten ist, sich nicht in die Rolle eines Geheimnisträgers/einer Geheimnisträgerin drängen zu lassen.

c. Wenn Sie ein Kindesschutzmandat (Erziehungsaufsicht, Art. 307, Erziehungsbeistandschaft, Art. 308, Vaterschaftsbeistandschaft, Art. 309 ZGB) führen, so hängt Ihre Mitteilungspflicht davon ab, ob Sie das Risiko einer Kindesgefährdung – um diesen Tatbestand wird es in der Regel gehen – selbst minimieren können oder ob zum Schutz des Kindes Handlungsbedarf seitens der Vormundschaftsbehörde besteht. Muss die Vormundschaftsbehörde einschreiten, damit dieser Schutz gewährleistet werden kann, trifft Sie gestützt auf die zitierte EG ZGB-Bestimmung eine Mitteilungspflicht.

d. Wenn Sie ein Erwachsenenschutzmandat führen, also z.B. Beiständin eines schwer schizophreniekranken Vaters sind, der bei Ausübung des Besuchsrechts ausserstande ist, selbständig dem Kind die nötige Sicherheit und den nötigen Schutz zu garantieren, stellt sich das Problem, einerseits das Mündelwohl und die Verschwiegenheitspflicht zu wahren, andererseits einer gesetzlichen Anzeigepflicht nachzukommen. In solchen Situationen muss eine Güterabwägung vorgenommen werden, welche Sie mit Vorteil in Ihrem Betreuungsdossier dokumentieren. Damit ist gemeint, sich der Interessenkonflikte bewusst zu sein und nach pflichtgemässem Ermessen eine Abwägung vorzunehmen, die schriftlich festgehalten und im Streitfall oder bei einer späteren Diskussion um Ihre Verantwortlichkeit Ihre Überlegungen nachvollziehen lässt. Ganz grundsätzlich ist dabei das Kindeswohl immer von primärem Interesse. Es ist nicht vorstellbar, dass ein amtlicher Beistand um die Unfähigkeit seiner ihm anvertrauten Person im Umgang mit dem Kind weiss, und dies aus „Solidarität“ zu dieser Person den Kindesschutzbehörden vorenthält und dadurch das Kind schutzlos der Gefahr eines schädlichen Einflusses aussetzt. Denn immer, auch als Vormund oder Beistand, sind Sie zu gesetzlichem Handeln verpflichtet, und das bedeutet auch, im Bedarfsfall eine Gefährdungsmeldung zu deponieren. Zudem können Sie, wenn sich Ihr Vorgehen aus Amts- oder Berufspflicht als geboten erweist, auf den Strafbefreiungsartikel 32 des Schweizerischen Strafgesetzbuches berufen. Haben Sie Zweifel, ob eine Information der Vormundschaftsbehörde wichtig sei, besprechen Sie Fälle wie den angenommenen am besten mit dem betreuenden Arzt. 


2. Eine andere Frage ist, was in einem Rechenschaftsbericht zu erwähnen sei. Dort können Sie sich darauf beschränken, jene Informationen zu deponieren, welche der Vormundschaftsbehörde erlauben, sich ein Bild über die Notwendigkeit und Eignung der Massnahme und über die Tauglichkeit Ihrer Betreuungsarbeit zu machen. Sinn und Zweck des Rechenschaftsberichtes besteht darin, der Vormundschaftsbehörde die Steuerung und Kontrolle der Vormundschaftspflege zu ermöglichen. Einblick in die Akten des Betreuers/der Betreuerin steht der VB nur zu, wenn (von Amtes wegen oder auf Beschwerde hin) aufsichtsrechtlich die Betreuungsarbeit zu überprüfen ist. Natürlich gilt diese Einschränkung nicht für finanzielle oder rechtliche Belange, sondern vor allem für persönlichkeitsbezogene Aufzeichnungen, welche unter dem Schutz des Art. 28 ZGB stehen.


3. Zum Themen gibt es eine (leider vergriffene) Broschüre von Urs Vogel „Richtlinien und Leitfaden zur Datenbekanntgabe, Akteneinsicht und Aktenedition für die Bezirksjugendsekretariate des Kt. ZH“. Eine überarbeitete Fassung soll in naher Zukunft erscheinen, weitere Hinweise kann Ihnen allenfalls der Leiter des Rechtsdienstes des kant. Amtes für Jugend und Berufsberatung ZH, Herr Albert Guler, liefern. Siehe zudem Aldo Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, Diss. Zürich 1993.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprech und Notar

Ligerz, 5. September 2002
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